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Resolution des Stadtrates der Stadt Ingolstadt an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
zur Ratifizierung der Vereinbarungen über den Eurorettungsschirm ESM und den Fiskalvertrag 
 
Beratungsabfolge 
 
Sitzung Datum Beschlussqualität 

Stadtrat 24.05.2012 Entscheidung 
 
Antrag: 
 
Auf europäischer Ebene zeichnen sich ausgelöst durch die Eurokrise derzeit Veränderungen ab, 
die gravierende Auswirkungen auf nationale Souveränitätsrechte beinhalten und sogar Gefahren 
für die Akzeptanz der europäischen Idee mit sich bringen können. 
 
Auch die Kommunen bekommen die Auswirkungen der Eurokrise zu spüren, bislang in positiver 
Form aufgrund niedriger Zinsen für Kommunalkredite. Dennoch steht zu befürchten, dass auf 
längere Sicht die Kommunen zu den großen Verlierern des Eurodebakels zählen werden: 
Kommunen sind das schwächste Glied im dreigliedrigen Staatsaufbau, weiter sprunghaft 
ansteigende Euro-Transferleistungen drohen daher gerade ihnen zum Verhängnis zu werden. 
 
Eine dauerhafte Verlagerung von Finanzkompetenzen kann daher nicht im Sinne von Kommunen 
sein. Daher unser Appell, der Stadtrat der Stadt Ingolstadt möge wie nachstehend argumentiert die 
Abgeordneten des Deutschen Bundestage bitten, bei der anstehenden Ratifizierung der 
Vereinbarungen über den dauerhaften Rettungsschirm ESM und den Fiskalvertrag ihre 
Zustimmung zu verweigern. 
 
Dass schon mehrfach Brandmauern errichtet und dann doch weiter erhöht werden mussten, 
Verträge wie die von Maastricht oft genug verletzt wurden, all dies hat das wichtige Gut 
„Vertrauen“ in Mitleidenschaft gezogen. Auch aus dieser Sicht sollten wesentliche Entscheidungen 
weiterhin von unseren Berliner Volksvertretern beeinflusst werden können. 
 

Resolution des Stadtrates der Stadt Ingolstadt an die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages zur Ratifizierung der Vereinbarungen über den dauerhaften 

Eurorettungsschirm ESM und den Fiskalvertrag 
 
Die Mitglieder des Stadtrates der Stadt Ingolstadt appellieren an die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages, bei der anstehenden Ratifizierung der Vereinbarungen über den dauerhaften 
Rettungsschirm – ESM – und den Fiskalvertrag in Vertretung der Rechte der Bürgerinnen und 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland ihre Stimme zu erheben und beiden Vorhaben ihre 
Zustimmung zu verweigern. 



 
Beschluss: 
 
Stadtrat vom  24.05.2012 

Gegen 3 Stimmen: 

Die Resolution wird abgelehnt. 

 
 


